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B  Hinweise durch Planzeichen

E  HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

§ 6  Garagen/Stellplätze

(1) Garagen und überdachte Stellplätze ("Carports") sind im Baugebiet nur innerhalb der Baugrenzen zulässig.

(2) Die Mindestanzahl an Stellplätzen ist nach der Anlage zur GaStellV (Garagen- und Stellplatzverordnung) zu ermitteln und 
im Plangebiet nachzuweisen.

§ 7 Grünordnerische Festsetzungen innerhalb des Bebauungsplanes

(1) Nicht überbaute private Baugrundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu unterhalten.

(2) Zur Verwendung kommende Pflanzen  und  Materialien  müssen  den entsprechenden Qualitätsnormen (DIN Norm) ent-
sprechen und fachgerecht eingebaut werden.

(3) Innerhalb der privaten Grünflächen im Osten sind Laubbäume I. oder II. Wuchsordnung in der Anzahl gemäß Plan-
zeichnung als Einzelbäume zu pflanzen. Verwendet werden heimische Gehölze, die Pflanzung von Straßenbaum-Sorten 
ist jedoch zulässig. Zu Park- und Stellplätzen und Einfahrten ist ein Mindestabstand von 1m zu den Baumstandorten 
einzuhalten. Die verbleibenden Flächen der privaten Grünflächen sind mit einer artenreichen, standortgerechten Wiesen-
saatgutmischung anzusäen oder  mit standortgerechten bodendeckenden Gehölzen und Stauden zu bepflanzen. Bei 
Ausfall von neu zu pflanzenden Bäumen und Sträuchern sind zur Sicherung des Bestandes Ersatzpflanzungen vorzu-
nehmen. 

(4) Die festgesetzten Maßnahmen sind fachgerecht herzustellen und dauerhaft zu unterhalten und zu pflegen. Bei Ausfall von 
neu zu pflanzenden Bäumen und Sträuchern sind zur Sicherung des Bestandes Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

(5) Der belebte Oberboden ist zu schonen, bei Baumaßnahmen abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern und möglichst 
vollständig einer Nutzung zuzuführen. 

(6) Verkehrswege sind nur im unbedingt notwendigen Umfang zu versiegeln. Dazu sind Schotterwege herzustellen oder 
wassergebundene Decken zu verwenden.

(7) Bei den anfallenden Pflege- und Instandhaltungsarbeiten ist auf den Einsatz von Schädlings- und Unkraut-bekämpfungs-
mitteln sowie synthetischer Düngemittel zu verzichten.

(8) Nadelholzhecken sind im gesamten Baugebiet unzulässig.

(9) Schotter- oder Zierkiesflächen sind unzulässig. Erlaubt ist die Verwendung von Feinschotter nur als mineralische Mulch-
schicht aus heimischen Gestein (hier: Kalkschotter) mit einer Bepflanzung von über 50% Deckungsgrad nach 3 Jahren 
nach der Bepflanzung. Dabei darf unter die Mulchschicht keine Vliesabdeckung aus Kunststoff eingebracht werden. 
Erlaubt ist nur ein verrottbares Unkrautvlies aus biologisch abbaubarem Material ohne chemische Unkrautvernichter oder 
erdölbasierte Gewebemateralien. 

Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Bebauungsplangebietes

(10)Auf den in der Planzeichnung festgesetzten privaten Grünflächen (Zweckbestimmung Obstwiese) ist eine Fläche von 
2.210 m2 mit Pflanzung von Obstbäumen in der Anzahl lt. Planzeichnung und Sorten der Kreissortenliste des 
Landratsamtes Neumarkt als Ausgleichsfläche in eine extensiv bewirtschaftete Grünfläche umzuwandeln. Der 
Mindestabstand der Bäume sollte ca.12  Meter betragen.

Die Bewirtschaftung wird wie folgt festgeschrieben: 

-2-mahlige Mahd (1.Schnitt nicht vor Juli), Abtransport des Mähgutes
-Verzicht auf Düngung, Bodenmotivation und chemischen Pflanzenschutz

Die Ausgleichsfläche wird zum Schutz des Landschaftsbildes nicht eingezäunt. Es erfolgt lediglich ein Stammschutz der 
Obstbäume. 

(11)Auf den in der Planzeichnung festgesetzten privaten Grünflächen (Zweckbestimmung Hecke) ist eine Fläche von 
443 m2 mit 2-reihigen Heckenstücken mit heimischen Gehölzen der angegebenen Liste als Ausgleichsfläche zu bepflanzen.
Die Artenauswahl für Gehölzpflanzungen soll die standörtlichen, natur- und kulturraumtypischen Gegebenheiten 
berücksichtigen. Die festgesetzten Maßnahmen sind fachgerecht herzustellen und dauerhaft zu unterhalten und zu pflegen. 
Bei Ausfall von neu zu pflanzenden Bäumen und Sträuchern sind zur Sicherung des Bestandes Ersatzpflanzungen vorzu-
nehmen. 

Die Bewirtschaftung der extensiven Wiesenflächen wird wie folgt festgeschrieben: 

-2-mahlige Mahd (1.Schnitt nicht vor Juli), Abtransport des Mähgutes
-Verzicht auf Düngung, Bodenmotivation und chemischen Pflanzenschutz

(12)Die vor beschriebenen Maßnahmen 10. und 11. werden als Ausgleichsflächen angelegt und sind als Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft lt. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB, § 8a Abs. 1 
Satz 4  BNatSchG zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

§ 8 Versickerung von Niederschlagswasser

(1) Es ist vom Vorhabensträger ein qualifiziertes Entwässerungskonzept aufzustellen und Flächen für die Rückhaltung, Vor-
reinigung, Versickerung oder oberflächige Ableitung von Niederschlagswasser vorzusehen. Falls eine ausreichende Ver-
sickerungsfähigkeit des Bodens sowie ein ausreichender Grundwasserabstand vorliegt, ist das unverschmutzte Nieder-
schlagswasser auf dem Grundstück selbst über die belebte Bodenzone zu versickern. Aufgrund der Lage im Karst ist vor 
einer Versickerung eine ausreichende Vorreinigung erforderlich. Eine direkte Einleitung in Dolinen ist unzulässig. 

(2) Es ist zu prüfen, ob die Entwässerung von der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung abgedeckt werden kann. 
Andernfalls ist ein wasserrechtlicher Antrag zu stellen.

§ 9 Vorhaben- und Erschließungsplan

(1) Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

D  Örtliche Bauvorschriften (Festsetzungen) 
nach Art. 81 BayBO
§ 1 Gestaltung der baulichen Anlagen

(1) Die Dachformen sind als Satteldach mit einer Dachneigung von 10 - 45 ° auszuführen. 

(2) Als Dacheindeckungsmaterial sind rote bis rotbraune bzw. graue bis anthrazite Dachziegel oder Betondachsteine zu 
verwenden. Alternativ sind auch begrünte Dächer allgemein zulässig. Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind im 
Baugebiet allgemein zulässig und ausdrücklich erwünscht. Eine Aufständerung dieser Anlagen ist ausdrücklich nicht 
zulässig.

(3) Dachüberstände bis 3,0 m sind allgemein zulässig.

§ 2 Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung an straßenseitigen Außenwänden oder Einfriedungen zulässig. Sie dürfen 
einen Anteil von 2% der einzelnen Fassadenflächen nicht überschreiten.

(2) Bei Leuchtreklamen sind grelle Farben und Wechsellicht unzulässig.

(3) Je angefangene 3.000 m² Grundstücksfläche ist das Aufstellen eines Fahnenmastes zulässig. Fahmenmasten sind nur 
bis zu einer Gesamthöhe von 7 m zulässig.

§ 3 Freileitungen

(1) Freileitungen sind unzulässig.

§ 5 Einfriedungen

(1) Einfriedungen sind als Holz-, Metallgitter- oder Metallgewebezäune mit einer max. Höhe von 2,0 m ohne Sockelmauern 
zulässig.

§ 6 Auffüllungen, Abgrabungen

(1) Die natürliche Geländeoberfläche ist soweit als möglich zu erhalten. Auffüllungen und Abgrabungen sind nur in dem für 
eine ordnungsgemäße Nutzung notwendigen Umfang zulässig. 

(2) Übergänge zwischen Auffüllungen und Abgrabungen und der natürlichen Geländeoberfläche sind als Böschungen herzu-
stellen. Freigelegte Böschungen sind zu begrünen. 

(3) Soweit sich aus topographischen Gegebenheiten die Notwendigkeit zur Herstellung von Stützmauern ergibt, sind 
diese als max. 1,7 m hohe Beton- oder Natursteinmauern zulässig.

(4) Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen 
(Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG). Der Aushub ist z. B. in dichten Containern mit Abdeckung zwischenzulagern 
bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg des Materials geklärt ist.

§ 7 Außenbeleuchtungen

(1) Für nächtliche Beleuchtungen dürfen nur gedämpfte gelbliche Lichtquellen eingesetzt werden. Die Lichtquellen dürfen nicht 
in die Umgebung strahlen, damit die umliegenden nachtaktiven Populationen an Fluginsekten (Nahrungsquellen für 
Fledermäuse) nicht in einem erheblichen Maß geschädigt werden.

§ 8 Abstandsflächen

(1) Die Einhaltung der Abstandsflächenvorschriften der Bayerischen Bauordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 
(GVBl S. 588), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 25.05.2021 (GVBl. S. 286) wird angeordnet. Darüberhinaus 
können sich durch Festsetzungen im Bebauungsplan größere Abstände ergeben.

Zur Grundwasserneubildung und Entlastung des Entwässerungssystems sollen befestigte Flächen (Stellplätze,
Fußwege, Grundstückszufahrten) wasserdurchlässig gestaltet und fahrbahnbegleitende Grünstreifen und 
Gehölzpflanzungen angelegt werden.

Um eine sparsame Verwendung von Grund- und Trinkwasser zu erreichen, sollten Anlagen zur Regenwasser-
nutzung eingebaut werden.

Geologische bodenmechanische Baugrunduntersuchungen werden dringend angeraten.

Oberboden, der bei allen baulichen Maßnahmen oder sonstigen Veränderungen der Oberfläche anfällt, ist in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und fachgerecht in maximal 2,0 m hohen Mieten zwischen zu lagern.

Auch sonstige Beeinträchtigungen des Bodens, wie Bodenverdichtungen oder Bodenverunreinigungen, sind 
zu vermeiden.

Der gewachsene Bodenaufbau ist überall dort zu erhalten, wo keine baulichen Anlagen errichtet und auch 
sonst keine nutzungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant bzw. erforderlich ist.

Da die an das Baugebiet angrenzenden Flächen landwirtschaftlich genutzt werden, ist durch die landwirtschaftliche
Nutzung mit unvermeidbaren Emissionen (Geruch, Lärm, Staub) zu rechnen.

Das BLfD weist darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das Bayerische
Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG unterliegen.

Aufgrund der Topographie ist grundsätzlich mit Hangwasser und wild abfließendem Wasser zu rechnen. Es ist darauf zu 
achten, dass bei der Gebäude- und Freiflächenplanung das natürliche Abflussverhalten des wild abfließenden Wassers 
nicht nachteilig zu Lasten für andere Grundstücke verändert wird. Unter ungünstigen Umständen (Starkregen, Regen und 
Schneeschmelze bei gefrorenem Boden) kann es zu erhöhtem Oberflächenwasserabfluss und Erdabschwemmungen 
kommen. Deratige Risiken sollen ebenfalls bei der Gebäude- und Freiflächenplanung berücksichtigt werden. Es ist eine 
entsprechend angepasste Bebauung erford~rlich, u. a. Fußbodenoberkante ausreichend hoch über Gelände.
Entsprechende Schutzmaßnahmen sind vom Bauherrn eigenverantwortlich durchzuführen.

Auf eine ausreichende Dimensionierung der Straßendurchlässe ist zu achten.

In unmittelbarer Nähe des Vorhabens befinden sich mehrere Dolinen. Es ist nicht auszuschließen, dass darüber hinaus 
noch weitere Dolinen oder Karsthohlräume im Untergrund vorliegen. Die Dolinen stellen bei Bauvorhaben eine besondere 
Gefährdung für die Tragfähigkeit des Untergrundes dar.

Es dürfen für Kabelhausanschlüsse nur marktübliche Einführungssysteme, welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht 
sind, verwendet werden. Prüfnachweise sind dem Versorger vorzulegen.

Löschwasserversorgung: Für das Gewerbegebiet ist eine Löschwassermenge von 96 m³/h über einen Zeitraum von zwei 
Stunden erforderlich. Für den Erstangriff ist ein Überflurhydrant im Bereich der Zufahrt zum Betriebsgeiände anzuordnen 
(Art. 12 BayBO, Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG, DVGW-Arbeitsblatt W405).

Erschließung: Auf dem Betriebsgelände sind Flächen für die Feuerwehr erforderlich (Art. 5 Abs. 1 Satz 4 BayBO). Die 
Flächen für die Feuerwehr auf dem Grundstück müssen für die Feuerwehr jederzeit zugänglich sein. Die "Richtlinien über 
Flächen für die Feuerwehr" (Art 81a Abs. 1 Satz 1 BayBO i.V.m. den Bayerischen Technischen Baubestimmungen 
(BayTB), Anlage A 2.2.1.1/1) sind zu beachten.
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Der Marktrat des Marktes Hohenfels hat in der Sitzung vom 11.05.2021 gemäß  § 2 Abs. 1 
BauGB  die Aufstellung  des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde 
am ..................... ortsüblich bekannt gemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3 Abs.1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 20.07.2021 hat in der 
Zeit vom ..................... bis ..................... stattgefunden.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§4 Abs.1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 20.07.2021 hat 
in der Zeit vom ..................... bis ..................... stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ..................... wurden die  Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom ..................... bis ..................... beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ..................... wurde mit der  Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ..................... bis ..................... öffentlich ausgelegt.

Der Markt Hohfenfels hat mit Beschluss des .................... vom .....................  den Bebauungs-
plan gemäß §10 Abs.1 BauGB in der Fassung vom .....................als Satzung  beschlossen.

Hohenfels, den .................. 

(Siegel)
.......................................
Graf, 1. Bürgermeister

Ausgefertigt

Hohenfels, den .................. 

(Siegel)
.......................................
Graf, 1. Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ..................... gemäß § 10 Abs.3
Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit 
diesem Tag zu den üblichen Dienststundenn in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereit-
gehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist
damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB
und die §§ 214 und 214 BauGB wurde in  der  Bekanntmachung hingewiesen.

Hohenfels, den .................. 

(Siegel)
.......................................
Graf, 1. Bürgermeister
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462 Höhenlinien (Urgelände)

Höhenlinien (Urgelände)460

kartiertes Biotop 6736-0019-021 (außerhalb des Geltungsbereiches)

Traufhöhe maximal 5,0 m bzw. 6,5 mTH 5,0 bzw. 6,5

Firsthöhe maximal 9,0 mFH 9,0

St geplante Stellplätze (aus Vorhaben- und Erschließungsplan)

geplante Gebäude (aus Vorhaben- und Erschließungsplan)

zu pflanzende Obstbäume entspr. § 7 textl. Festsetzungen

zu pflanzende Hecken entspr. § 7 textl. Festsetzungen

C  Textliche Festsetzungen nach § 9 BauGB
§ 1 Art der baulichen Nutzung

(1) Es wird ein Gewerbegebiet entsprechend § 8 BauNVO festgesetzt. 

(2) Gemäß § 12 Abs. 3a Satz 1 BauGB sind unter Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB im Rahmen der festgesetzten Nutzung 
nur solche Vorhaben zulässig, zu denen sich der Vorhabensträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. 

(3) Nutzungen nach § 8 Absatz (3) 2.-3. BauNVO sind im Gewerbegebiet nicht, auch nicht ausnahmsweise, zulässig. Nutz-
ungen nach § 8 Abstatz (3) 1. BauNVO sind auf der Flur-Nr. 98/1 zulässig.

§ 2 Maß der baulichen Nutzung

(1) Soweit sich aus der Festsetzung der überbaubaren Flächen nicht geringere Werte ergeben, bestimmt sich das Maß 
der zulässigen baulichen Nutzung aus der in der Planzeichnung eingetragenen Grundflächenzahl sowie aus den 
nachfolgenden Vorschriften über die zulässigen Gebäudehöhen. Maßgebend für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche
ist der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes (12.839 m² im GE1 und 1.722 m² im GE2).

(2) Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl können Flächen, die dauerhaft wasser- und gasdurchlässig befestigt sind, unbe-
rücksichtigt bleiben.

(3) Die zulässige maximale Traufhöhe TH der Gebäude beträgt 5,0 m (im GE1) bzw. 6,5 m (im GE2). Sie wird von der Fertig-
fußbodenoberkante im Erdgeschoss (EFOK) bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut gemessen. 

(4) Die zulässige maximale Firsthöhe FH beträgt 9,0 m. Sie wird von der Fertigfußbodenoberkante im Erdgeschoss (EFOK) 
bis zum höchsten Punkt der Dachhaut gemessen. 

(5) Die Höhenbeschränkungen gelten nicht für technische Dachaufbauten von untergeordneter Bedeutung wie z. B. Kamine, 
Lüftungsanlagen, Aufzüge. 

(6)  Es ist maximal ein Vollgeschoss im GE1 bzw. maximal zwei Vollgeschosse im GE2 zulässig. Vollgeschosse sind 
Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei 
Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten Kellergeschosse, deren 
Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche.

§ 3 Bauweise

(1) Entsprechend § 22 (4) BauNVO wird abweichende Bauweise festgesetzt. Es sind auch Einzelgebäude über 50 m Länge
zulässig.

§ 4 Nicht überbaubare Grundstücksflächen

(1) Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie offene Stellplätze sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
allgemein zulässig. Auf den privaten Grünflächen sind außer Sickerflächen keine baulichen Anlagen, Nebenanlagen oder 
Stellplätze zulässig.

§ 5 Höhenlage der baulichen Anlage

(1) Gebäude sind zu anzulegen, dass die Erdgeschossfußbodenoberkante (FOK) maximal 0,90 m über der mittleren 
natürlichen Geländeoberfläche im Bereich der Gebäudegrundfläche liegt. Hierzu ist in den Plänen zur Bauvorlage an den
Eckpunkten des geplanten Gebäudes das Urgelände darzustellen.

abweichende Bauweise nach § 22 (4) BauNVO (Einzelgebäude mit einer Gesamtlänge 
> 50m zulässig); seitlicher Grenzabstand nach E, § 8 ist einzuhalten

Der Bebauungsplan basieret auf den folgenden Rechtsgrundlagen in der jeweils zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses
gültigen Fassung:

- Baugesetzbuch (BauGB)
- Baunutzungsverordnung (BauNVO)
- Planzeichenverordnung (PlanZV)
- Raumordnungsverordnung (RoV)
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
- Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG)
- Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG)
- Bayerisches Denkmalschutzgesetz (BayDSchG)
- Bayerische Bauordnung (BayBO)

F Rechtsgrundlagen

Präambel
Der Markt Hohenfels erlässt aufgrund der einschlägigen Rechtsgrundlagen in der jeweils zum Zeitpunkt des Satzungs-
beschlusses gültigen Fassung diesen Bebauungsplan "Großbissendorf" mit seinen Festsetzungen als Satzung.

Maßnahme: Heckenpflanzung auf extensiver Wiesenfläche 

Innerhalb des Geltungsbereiches wird im Westen eine 2-reihige Hecke in Einzelstücken lt. Plan angelegt.
Sträucher, verpflanzte Sträucher, 80/100 cm, Pflanzabstand 1,5m x 1,5 m

Artenauswahl:

Bäume (Anteil in der Hecke mindestens 5%):
Feldahorn  Acer campestre Hainbuche  Carpinus betulus
Vogelkirsche  Prunus avium Vogelbeere  Sorbus aucuparia

Sträucher:
Haselnuss  Corylus avellana Zweigriffeliger Weissdorn  Crataegus laevigata agg.
Eingriffeliger Weissdorn  Crataegus monogyna agg. Pfaffenhuetchen  Euonymus europaeus (giftig)
Roter Hartriegel  Cornus sanguinea Rote Heckenkirsche  Lonicera xylosteum
Schlehe  Prunus spinosa Holzbirne  Pyrus communis
Heckenrose  Rosa canina Brombeere  Rubus fruticosus
Himbeere  Rubus idaeus Salweide  Salix caprea
Schwarzer Holunder  Sambucus nigra Traubenholunder  Sambucus racemosa

Maßnahme: Streuobstwiese auf extensiver Wiesenfläche 
Innerhalb des Geltungsbereiches wird im Süden und Osten eine Streuobstwiese angelegt.
Obstwiesen besitzen für den Naturschutz sehr großen Wert: je älter sie werden, umso wichtiger sind sie als Nistplätze für 
Brutvögel. Sie haben außerdem Bedeutung für diverse Käferarten und Insekten. 
Verwendung finden hochstämmige Obstbäume der Kreissortenliste des Landkreises Neumarkt, Hochstamm im Abstand von 
ca. 12 x 13 Meter. 

Auswahlliste der zu pflanzenden Obstgehölze
(Sorten aus der Kreissortenliste Neumarkt): 
Apfel Birne Steinobst
Klarapfel Gute Graue Lützelsa. Frühzwetschge
Jakob Fischer Philippsbirne Hauszwetschge
Geheimrat Oldenburg Alexander Lucas Wangenheimer
Grahams Jubiliäumsapfel Gellerts Butterbirne Ontariopflaume
Ingried Marie   Althans Reneklode
Boskop Kassins Süßkirsche
Danzinger Kant Hedelfinger
Kaiser Wilhelm Schattenmorelle 

Pflege: nur sehr sporadischer Pflegeschnitt, unter Erhaltung möglichst großer Anteile stehenden und liegenden Totholzes. 
Belassen von teilweise und völlig abgestorbenen Obstbäumen. Keine Düngung. 
Auslichtungs-, bzw. Erhaltungsschnitt (Verkehrssicherungspflicht); 
Arbeiten dürfen nur in der Zeit der Vegetationsruhe durchgeführt werden und müssen aus Gründen des Vogelschutzes spätestens 
im März abgeschlossen sein. 

Anlage zu §7 (10) - (12)

vorh. Gebäude auf Flur-Nr. 98/1
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